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Bericht und Antrag 
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(Drucksache V/3711) 

— Drucksache 7/64 — 


A. Problem 

Durdi die Teilung Deutsdilands sind viele Verkehrswege zum 
Zonenrandgebiet und innerhalb dieses Gebietes unterbrochen. 


B. Lösung 

Die Verkehrserschließung im Zonenrandgebiet ist im Rahmen 
des Ausbaues der Bundesverkehrswege gemäß § 4 des Ge- 
setzes zur Förderung des Zonenrandgebietes (Zonenrandförde- 
rungsgesetz) (BGBl. I S. 1237) vom 5. August 1971 bevorzugt 
zu fördern. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Im Berichtszeitraum (1970 bis 1972) wurden für den Ausbau 
der Verkehrswege im Zonenrandgebiet insgesamt 3,15 Mrd. DM 
ausgegeben. 
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A. Bericht der Abgeordneten Hösl und Zebisch 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 13. Sitzung 
vom 14. Februar 1973 tdie obengenannte Vorlage 
gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung dem Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungien federführend 
und dem Verkehrsausschuß mitberatend überwie- 
sen. 

Nach der Empfehlung des Verkehrsausschusses, 
den Bericht der Bundesregierung zur Kenntnis zu 
nehmen, hat der Ausschuß für innerdeutsche Bezie- 
hungen diesen Bericht am 3. Oktober 1973 beraten 
und ihm am 28. November 1973 in der vorliegenden 
Form äbschließend behandelt. 

Die interfraktionelle Arbeitsgruppe „Zonenrand- 
förderung" des Ausschusses für innerdeutsche Be- 
ziehungen befaßte sich in mehreren Sitzungen eben- 
falls mit diesem Bericht. 

I. Allgemeines 

Gemäß dem Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 1. Juli 1965 hat die Bundesregierung erstmals 
im Jahre 1967 den erweiterten Verkehrswegeplan 
für das Zonenrandgebiet vorgelegt. 

Im Zuge der Beratungen dieser Vorlage und des 
nachfolgenden Berichts der Bundesregierung über 
die Empfehlungen des Deutschen Bundestages vom 
28. Juni 1967 hat der Deutsche Bundestag in seiner 
210. Sitzung vom 22. Januar 1969 die Bundesregie- 
rung aufgefordert, lalle zwei Jahre — erstmals 1970 
— überjden Fortgang der Verkehrserschließung des 
Zonenrandgebietes zu berichten. 

Der am 6. November 1970 vom Bundesminister für 
Verkehr vorgelegte erste Bericht wurde auf Grund 
der damialigen politischen Entwicklung vom Aus- 
schuß und vom Plenum nicht abschließend beShan- 
delt. 

Mit Drucksache 7/64 hat der Bundesminister für 
Verkehr den zweiten Bericht dem Deutschen Bun- 
destag zu geleitet. 

Die im Berichtszeitraum (1970 bis 1972) von der 
Bundesregiening durchgeführten Maßnahmen nimmt 
der Ausschuß zur Kenntnis. Er fordert die Bundes- 
regierung auf, ihre Bemühungen fortzusetzen und 
bittet, bei der Berichterstattung im Zeitraum von 
1972 bis 1974 die Auswirkungen der Verpflichtungen 
nach § 4 des im Jahre 1971 verabschiedeten Zonen- 
randförderungsgesetzes besonders darzusteilen. Da- 
bei sollte der Nachweis über durchgeführte Maßnah- 
men eine Regionalaussage nach den Kriterien der 
Fl ächenerschli eß ung beinhalten. 

II. Kontaktgesprädie mit der DDR und neue Über- 
gänge zur CSSR 

1. Der Ausschuß empfiefhlt, die Fachgespräche über 
die Fortführung und Erweiterung der Verkehrs- 
erschließung mit der DDR fortzusetzen. 


2. Der Ausschuß begrüßt, daß zu den vier bereits 
bestehenden Übergängen zur CSSR im Berichts- 
zeitraum noch der Grenzübergang Philippsreut 
im Zuge der B 12 für den Gesamtverkehr frei- 
gegeben werden konnte. Bei weiteren Verhand- 

’ lungen sollte angestrebt werden, alle früheren 
Grenzübergänge wieder zu öffnen. Das Verfah- 
ren der Benutzung des Grenzüberganges sollte 
soweit wie möglich vereinfacht werden. Bei den 
Beratungen mit der Regierung der CSSR sollte 
auch die Frage der Weiterführung der Autobahn 
Amberg/Pfreimd/Waidhaus/CSSR geklärt wer- 
den. 

III. Eisenbahn 

Der Ausschuß bestätigt die im Bericht ausgewie- 
sene Berücksichtigung der Belange der Erschließung 
und Verbindung des Zonenrandgöbietes bei der 
Überprüfung des Leistungsangebotes der Deutschen 
Bundesbahn im Sinne einer optimalen Verkehrsbe- 
dienung. Er weist darauf hin, daß lim Berichtszeit- 
raum 1 8 Stillegungsvofhaben der Deutschen Bundes- 
bahn, die insgesamt 333 Streckenkilometer betrafen, 
nicht weiter verfolgt wurden. Dies lag vor allem an 
der günstigen Ertragsentwicklung, die überwiegend 
durch regionalpolitische Erfolge bewirkt wurde, 
unter anderem auch infolge der Auswirkungen des 
Programmes zur Förderung des kombinierten und 
des Gleisanschlußverkehrs. Der Ausschuß empfiehlt 
der Bundesregierung weiterhin, für eine optimale 
Anschlußverbindung aus dem Zonenrandgebiet 
Sorge zu tragen. Ähnlich wie bei den „Geschwindig- 
keitsfahrbahnen" im Bereich des Straßenbaus ist 
auch auf dem Sektor des Eisenbahnverkehrs an 
Schnell Verbindungen zu denken. Nach Möglichkeit 
sollen übergeordnete Schwerpunkte im Zonenrand- 
gehiet oder in unmittelbarer Nähe des Zonenrand- 
gebietes an das Inter-City- Verkehrsnetz der Deut- 
schen Bundesbahn angebunden werden. Wie beim 
Verkehrsausbau ist auch hier die Dringlichkeitsrech- 
nung wie die Kosten-Nutzen-Rechnung durch die 
Berücksichtigung des Veiibindungs- und Erschlie- 
ßungseffektes zu ergänzen. 

IV. Bundesfernstraßen 

Der Ausschuß nimmt zustimmend zur Kenntnis, 
daß bei der Klassifizierung des im Bedarfsplan für 
Bundesfemstraßen 1971 biss 1985 ermittelten Bedarfs 
auch solche Straßen im Zonenrandgebiet in die erste 
Dringlichkeitsstufe einbezogen worden isind, deren 
Verkehrsbelastungsprognose zwar verhältnismäßig 
niedrig ist, die aber wichtige erschließende und ver- 
bindende Funktionen erfüllen können. 

Im Hinblick auf wirtschaftswissenschaftliche Pro- 
gnosen auf eine nach 1975 nachlassende industrielle 
Expansion bittet der Ausschuß die Bxindesregierung, 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1289 


die Dringlichkeitsredhung für das Zonenrandgehiet 
noch einmal zu überprüfen, um den Ensdiließungs- 
effekt unid damit die industrletlen Staindortverbes- 
serungen früiher zu erreichen. 

V. Bundeswasserstraßen 

Der Ausschuß wertet den zügigen Ausbau der 
Bundeswasserstraßen als bedeutende Infrastruktur- 
maßnahme zur wesentlichen Verbesserung ider 
Standortlage und der wirtsdiaftlichen wie verkehrs- 
mäßigen Erschließung des Zonen randgebiet es. 

VL Regionalluftverkehr 

Die Berichte rstattüng über die Entwicklung des 
Regionalluftverkehrs im Verkehrsbericht und im Be- 


richt des Bundesiministers für Verkehr 1972 über den 
Fortgang der Verkehrserschließung des Zonenrand- 
geibieteis sieht ider Ausschuß als zwingende Ergän- 
zung an. ' Er imterstr eicht die Absicht der Bundes- 
regierung, Entscheidungen über die Verkehr s- 
ersdiließiuig des Zonenrandgebietes nur im Rah- 
men eines Gesamtmodells des binneniändischen 
Luftverkehrs zu treffen. Er fordert die Bundesregie- 
rung auf, die Belange ides Zonenrandgebietes (dabei 
gebührend zu berücksichtigen. 

Der Bericht der Kommission für den binnenlän- 
dischen Luftverkehr liegt inzwischen dem Bundes- 
minister für Verkehr vor. Die Bundes reg ierung hat 
sich hierzu im Rahmen des ersten Berichts über die 
Bund esverkehrs Wegeplanung geäußert. Der Aus- 
schuß wird sich demnächst mit dieser Stellungnahme 
der Bundesregierung befassen. 


Bonn, den 28. November 1973 


Hösl Zebisch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht der Bundesregierung — Drucksache 7/64 — zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 28. November 1973 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Baron von Wrangel Hösl Zebisch 

Vorsitzender Berichterstatter 



